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WICHTIGSTE ERKENNTNISSE

Diese Studie analysiertgangige Klauseln in Vertragen von Anbieterndigitaler Dienste und zeigtauf, wann
die Klauseln das Gleichgewicht zwischen den Rechten und Pflichten der Parteien zum Nachteil der
Verbraucher erheblich verfalschen kénnten und daher in den Anwendungsbereich der Richtlinie Gber
missbrduchliche Klauseln in Verbrauchervertragen fallen sollten. Darliber hinaus erortert die Studie die
Besonderheiten bei der Bewertung der Online-Transparenz allgemeiner Geschaftsbedingungen von
Anbietern digitaler Dienste sowie die Sanktionen, die ihnen drohen konnten, wenn sie gegen den
aktuellen Verbraucherschutzrahmen versto3en. Es werden Empfehlungen ausgesprochen, um die
Wirksamkeit dieses Rahmens zu verbessern, indem: eine schwarze und graue Liste missbrauchlicher
Klauseln vorgeschlagen wird, die bestehenden Sanktionen verscharft werden und neue Pflichten fir
Anbieter digitaler Dienste eingefiihrt werden.

Hintergrund

Die Richtlinie iber missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertraggen wurde 1993 verabschiedet, bevor
digitale Dienste in der modernen Gesellschaft eine vorherrschende Rolle spielten und Big Data das
vertragliche Ungleichgewicht zwischen Anbietern digitaler Dienste und Verbrauchern weiter verscharft
haben. Digitale Dienstleistungen wurden in Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie zur Modernisierung der
Verbraucherschutzvorschriften als Dienstleistungen definiert, die dem Verbraucher die Erstellung,
Verarbeitung und Speicherung von Daten in digitaler Form oder den Zugang zu Daten in digitaler Form
oder die gemeinsame Nutzung der von dem Verbraucher oder von anderen Nutzern der entsprechenden
Dienstleistungin digitaler Form hochgeladenen odererstellten Daten oder sonstige Interaktion mit diesen
Daten ermdoglichen. Es handelt sich daher also um Dienste, die in der Online-Umgebung abgerufen und
bereitgestellt werden.

Da es sich bei der Richtlinie Uber missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertragen um eine
Mindestharmonisierungsrichtlinie handelt und Anbieter digitaler Dienste ihre Dienste oft
grenziiberschreitend anbieten, ist der derzeitige europdische Rahmen gegen missbrauchliche
Vertragsklauseln moglicherweise kein wirksames Verbraucherschutzinstrument, wenn Verbraucher
Vertrdage mit Anbietern digitaler Dienste abschlieBen. Wenn die Mitgliedstaaten einen hdheren
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Verbraucherschutz bieten, als in der Richtlinie tber missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertragen
vorgesehen ist, konnen sich Anbieter digitaler Dienste in den verschiedenen Mitgliedstaaten mit
unterschiedlichen Auslegungen missbrauchlicher Klauseln konfrontiert sehen, wodurch ungleiche
Wettbewerbsbedingungen fiir Anbieterdigitaler Dienste entstehen.Die komplexen und unterschiedlichen
nationalen Regelungen zu missbrauchlichen Klauseln kdnnen auch die Durchsetzung der Richtlinie tGber
missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertragen fiir nationale und grenziiberschreitende ermachtigte
Behorden und Verbraucherorganisationen erschweren.

Da der Rahmen der Richtlinie Gber missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertragen nicht fiir Online-
Umgebungen entwickelt wurde, untersucht diese Studie, ob es notwendig ist, einerseits die Richtlinie Gber
missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertragen zu andern, um den Online-Verbraucherschutz gegen
missbrauchliche Vertragsklauseln von Anbietern digitaler Dienste zu verbessern, und andererseits
Anbietern digitaler Dienste mehr Rechtssicherheit zu geben, welche Klauseln und Bedingungen als fair
angesehen werden.

Ziel

Trotzfriherer Versuche, den Rahmender Richtlinie Giber missbrauchliche Klauselnin Verbrauchervertragen
zu Uberarbeiten, z.B. wahrend der Arbeiten an der Richtlinie (iber die Rechte der Verbraucher, wurde die
erste Anderung erst im vergangenen Jahr durch die Richtlinie zur Modernisierung der
Verbraucherschutzvorschriften vorgenommen. Diese Anderung beschrankt sich auf die Erhéhung der
Wirksamkeit der Sanktionen im Rahmen der Richtlinie {ber missbrdauchliche Klauseln in
Verbrauchervertragen und die Erleichterung der Bekdmpfung missbrauchlicher Klauseln in den
Mitgliedstaaten.

Ziel dieser Studie ist es, MaBBnahmen zur Verbesserung der Wirksamkeit des Rahmens der Richtlinie tiber
missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertragen bei der Bereitstellung digitaler Dienste vorzuschlagen.
Zu diesem Zweck gibt die Studie einen Uberblick Giber gangige Klauseln, die von Anbietern digitaler Dienste
verwendet werden, und bewertet, ob diese mdglicherweise entgegen Treu und Glauben zu einem
erheblichen Ungleichgewicht der Rechte und Pflichten der Parteien zum Nachteil der Verbraucher fiihren.
Ist dies tatsachlich der Fall, kénnten derartige Klauseln als missbrauchlich ausgelegt werden. Diese
Bewertung erfolgt auf Grundlage der Durchsicht akademischer Literatur, der Rechtsprechung,
Grundsatzdokumenten, Nachrichten zu Verbraucherproblemen mit unterschiedlichen Anbietern digitaler
Dienste sowie der Analyse tatsachlicher Klauseln ausgewahlter Anbieterdigitaler Dienste.

Wichtigste Ergebnisse

Die Studie gibt einen Uberblick iiber géngige Klauseln, die von Anbietern digitaler Dienste verwendet
werden. Sie zeigt, dass viele dieser Klauseln tatsachlich zu einem erheblichen Ungleichgewicht der Rechte
und Pflichten der Parteien entgegen Treu und Glauben zum Nachteil der Verbraucher fiihren kénnen.
Darliber hinaus machtdie Studie darauf aufmerksam, dass die Beurteilung missbrauchlicherKlauseln derzeit
durch folgende Faktoren behindert werden kann: 1) Der Rahmen der Richtlinie Giber missbrauchliche
Klauseln in Verbrauchervertragen wurde aufgrund der Mindestharmonisierung in den Mitgliedstaaten
unterschiedlich angenommen. 2) In der Praambel der Richtlinie tGber missbrauchliche Klauseln in
Verbrauchervertragen werden weder Online-Dienste noch wie die allgemeinen Klauseln darauf
Anwendung finden kénnen, erwadhnt. 3) Der Anhang der Richtlinie tiber missbrauchliche Klauseln in
Verbrauchervertragen enthdlt lediglich eine beispielhafte Liste moglicher missbrauchlicherKlauseln. 4) Die
Liste moglicher missbrauchlicher Klauseln bezieht sich nicht auf Probleme, die in der digitalen Welt
vorkommen kdnnen.
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Zu den problematischen Klauseln gehérenKlauseln mitdem folgenden Zweck oder der folgenden Wirkung:

Irrefihrung der Verbraucher beziiglich der Art des Vertrags und der sich daraus ergebenden
gesetzlichen Rechte (z.B. Klauseln, die suggerieren, dass: der Vertrag (iber die Bereitstellung
digitaler Inhalte und nicht die Bereitstellung digitaler Dienste geschlossen wird; ein Anbieter
digitaler Dienste in einer nicht berufsmaBigen Eigenschaft handelt; der Verbraucherschutzrahmen
nicht gilt);

Ermdglichung der Speicherung erhobener personenbezogener Daten durch die Anbieter digitaler
Dienste, wenn Verbraucher keinen Vertrag abschlieen oder der Anbieter digitaler Dienste den
Vertrag klindigt, oder Ermoglichung der Erhebung von mehr personenbezogenen Daten durch die
Anbieter digitaler Dienste wahrend der Erflllung des Vertrags, als die Parteien urspriinglich
vereinbart haben, ohne dass der Anbieter digitaler Dienste die Verbraucher (iber die
Vertragsanderung informiert undihnen ein Kiindigungsrechtdes Vertrags einraumt;

Erweckung des Eindrucks, dass digitale Dienste kostenlos angeboten werden, wahrend die
Verbraucher mit ihren personenbezogenen Daten, ihrer Zeit oder ihrer Aufmerksamkeit fiir den
Dienst bezahlen;

Verhinderung,dass Verbraucherihre Leistung zuriickhalten;

Haftungsfreistellung des Anbieters digitaler Dienste: 1) flr Schaden, die Verbrauchern durch
rechtswidrige Inhalte auf der Website des Anbietersdigitaler Diensteentstehen, wenn der Anbieter
digitaler Dienste von diesen Inhalten Kenntnis hatte und sie nicht innerhalb einer angemessenen
Frist geldscht hat, nach deren Ablauf der Schaden entstanden ist; 2) fiir vorsatzlich oder grob
fahrldssig verursachte Schaden von Verbrauchern; 3) indem der Eindruck erweckt wird, die
Leistungen werden ,wie gesehen” erbracht;

Erméglichung der Anderung von Klauseln, einschlieBlich des Preises, durch die Anbieter digitaler
Dienste, obwohlder Vertrag keinen triftigen Grund fiir die Anderung der Klauseln enthélt oder der
Anbieter digitaler Dienste die Verbraucher nicht innerhalb einer angemessenen Frist tiber die
Anderung informiert hat, bevor die Anderungin Kraft trat, oder die Verbraucher wurden nicht tiber
die Moglichkeit informiert, den Vertragzu kiindigen, bzw. erhielten dafiir keine angemessene Frist;
Erschwerung der Ausiibung des Widerrufsrechtsdurch die Verbraucher;

Ermdglichung eines einseitigen Rechts fiir die Anbieter digitaler Dienste, die Leistung auszusetzen
oder einen Vertrag zu kiindigen, obwohl das Verhalten des Verbrauchers dies nicht objektiv
rechtfertigt;

Verhinderung der Bereitstellung der Daten der Verbraucher durch die Anbieter digitaler Dienste
nach Kiindigung des Vertrags innerhalb einer angemessenen Frist, nachdem der Verbraucher die
Kiindigung angezeigthat;

Verbot oder Bestrafung von negativen Bewertungen;

Verhinderung,dasssich Verbraucher mitBeschwerden undFragen aneine menschliche Anlaufstelle
wenden kdnnen;

Verletzung von Verbraucherrechtenund Datenschutzrichtlinien gemaB DSGVO;

Erweckung des Eindrucks bei Verbrauchern, dass ihr Recht auf gerichtliche Durchsetzung ihrer
Rechte eingeschrankt oder sogar ausgeschlossen ist (z.B. durch Vorschreibung eines
Schiedsverfahrens; Abweichung von der Brissel-I-Verordnung (Neufassung); falsche Unterrichtung
der Verbraucher Uber ihr Recht, sich auf den vorgeschriebenen Verbraucherschutz ihres
Wohnsitzlandes zu berufen);

Diskriminierung von Verbrauchern durchdie PersonalisierungderartigerKlauseln;

Einschrankung oder Ausschluss des Zugangs zu digitalen Diensten, wenn Verbraucher nicht
ausdricklich in die Weitergabe personenbezogener Daten in einem Umfang einwilligen, der tber
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die Erbringung eines digitalen Dienstes hinausgeht, einschlief3lich als Gegenleistung fur die
Erbringung digitaler Dienste;

e Bereitstellung einer Lizenz fiir Anbieter digitaler Dienste zur Verwendung der nutzergenerierten
Inhalte, soweit dies den Verbrauchern zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht ausdriicklich
zur Kenntnis gebracht und von den Verbrauchern einzeln, gesondert und ausdricklich
angenommenwurde; und

e Formulierung einer Nicht-Fortbestands-Klausel.

In der Studie gehen wir auf die einzelnen Klauseln ein und legen dar, warum sie in Verbrauchervertragen
immer oder fast immer als missbrauchlich ausgelegt werden kénnen. Im nachsten Abschnitt stellen wir
unsere Empfehlungen vor, wie Verbraucher vor derartigen von Anbietern digitaler Dienste verfassten
Klauseln geschitztwerden kdnnen.

Andieser Stelle ist es wichtig zu erwdahnen, dass die Studie zeigt, dass das vertragliche Ungleichgewicht im
Internet nicht einfach durch eine Anderung der Richtlinie (ber missbrauchliche Klauseln in
Verbrauchervertragen behoben werden kann. Wir kommen jedoch zu dem Schluss, dass die Starkung der
Wirksamkeit des Rahmens der Richtlinie Giber missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertragen erreicht
werden kann, allerdings nur bei gleichzeitiger Uberarbeitung der Richtlinie tiber missbrauchliche Klauseln
in Verbrauchervertrdgen sowie der Anpassung bestimmter Pflichten der Anbieter digitaler Dienste in
anderen Verbraucherschutzgesetzen der EU, z. B. in der Richtlinie Giber die Rechte der Verbraucher oder der
bevorstehenden Verordnung tiber einen Binnenmarkt fiir digitale Dienste.

Empfehlungen

In dieser Studie empfehlen wir, die derzeit beispielhafte Liste moglicher missbrauchlicher Klauseln in eine
schwarze Liste von Klauseln umzuwandeln, die unter allen Umstanden als missbrauchlich gelten sollten,
wenn diese Klauseln in einem Vertrag zwischen einem Verbraucher und einem Anbieter digitaler Dienste
enthalten sind. Dies fiihrt zu einem besseren Verbraucherschutz, mehr Rechtssicherheit fiir Anbieter
digitaler Dienste und gleichen Wettbewerbsbedingungen flir Anbieter digitaler Dienste.

Darliber hinaus haben wir mehrereKlauseln identifiziert und unter den wichtigsten Ergebnissen aufgefiihrt,
die derzeit von Anbietern digitaler Dienste verwendet werden und unserer Ansicht nach immer oder fast
immer missbrauchlich sind, wenn sie in Vertragen mit Verbrauchern verwendet werden, die sich jedoch
nicht auf der derzeitigen beispielhaften Liste befinden oder nur indirekt mit den Punkten der Liste in
Verbindung gebracht werden kénnen. Wir empfehlen, diese Klauseln auf eine schwarze Liste mit
verbotenen Klauseln oder auf eine graue Liste mit mutmaRlich missbrauchlichen Klauseln zu setzen, wenn
diese in einem Vertrag mit einem Anbieter digitaler Dienste verwendet werden. Ob diese Listen auch auf
andere Dienstleisterals Anbieter digitaler Diensteoder andereOnline-Handler angewendetwerden sollten,
muss in der politischen Debatte erdrtert werden und wird in dieser Studie nicht diskutiert. Wir empfehlen
aullerdem, die Sanktion bei der Verwendung von Klauseln der schwarzen Liste durch Anbieter digitaler
Dienste zu verscharfen, indem Artikel 6 der Richtlinie Uber missbrauchliche Klauseln in
Verbrauchervertrdgen um einen Absatz erganzt wird. Dieser Absatz sollte vorsehen, dass die Gerichte in
Fallen, in denen ein Anbieter digitaler Dienste eine Klausel der schwarzen Liste verwendet, den gesamten
Vertrag aufheben kdnnen, wenn diese Sanktion flir den Verbraucher vorteilhafter ist als die blof3e
Streichung der missbrauchlichen Klauselaus dem Vertrag.

Eine dritte Reihe von Empfehlungen bezieht sich auf den Abschluss von Vertragen und die Einbindung
allgemeiner Geschaftsbedingungen. Erstens empfehlen wir, Artikel 1 Buchstabe i des Anhangs der Richtlinie
Uber missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertragen umzuformulieren, um ausdricklich darauf
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hinzuweisen, dass die Platzierung eines Hyperlinks zu allgemeinen Geschaftsbedingen an beliebiger Stelle
der Website des Anbieters digitaler Dienste nicht ausreicht, um dem Verbraucher eine ,tatsachliche”
Moglichkeit zu bieten, diese allgemeinen Geschaftsbedingungen vor Vertragsabschluss zur Kenntnis zu
nehmen. Stattdessen sollten die Anbieter digitaler Dienste verpflichtet werden, die Verbraucher auf einen
solchen Hyperlink aufmerksam zu machen,und die Beweislast, dassdies erfolgtist, sollte bei den Anbietern
liegen. Folglich koénnte davon ausgegangen werden, dass eine Angabe von allgemeinen
Geschaftsbedingungen liber einen Hyperlink, ohne dass der Verbraucher ein Kastchen ankreuzen oder
anderweitig ausdriicklich einwilligen muss, als nicht transparent gilt. Dies ware eine einfache Vermutung.

Zweitens empfehlen wir die Verabschiedung eines ausdriicklichen Verbots von Vertragen, die durch eine
stillschweigende Einwilligung des Verbrauchers im Internet zustande kommen, was es Anbietern digitaler
Dienste unmoglich machen wiirde, sich auf dieseVertragsarten als Schutzhiillenlizenz zu berufen. Dies wird
erreicht, wenn Anbieter digitaler Dienste verpflichtet werden, die Verbraucher ausdriicklich und eindeutig
daruber zu informieren, dass ihre Handlung zum Vertragsschluss fiihrt, bevor eine solche Handlung
ausgefihrt wird, und zu diesem Zeitpunkt eine ausdriickliche Einwilligung des Verbrauchers zum
Vertragsabschluss einzuholen. Die Einwilligung ware in dem Fall nur giltig, wenn die Verbraucher
tatsdchlich die Moglichkeit hatten, die Vertragsbedingungen zu lesen, bevor sie einwilligen.

Drittens empfehlen wir, Anbieter digitaler Dienste zu verpflichten, die Transparenz der allgemeinen
Geschaftsbedingungen im Internet, der vorgeschriebenen Verbraucherschutzvorschriften und der
Anwendung von Mechanismen zur automatisierten Entscheidungsfindung zu fordern. Diese
Informationspflichten kénnten in die bevorstehende Verordnung Uiber einen Binnenmarkt fiir digitale
Dienste aufgenommen werden, oder sie kdnnten bei einer weiteren Uberarbeitung der Richtlinie Giber die
Rechte der Verbraucherin Betrachtgezogenwerden.

SchlieBlich wiirden wir die Einfilhrung von Standardvorschriften fiir die Einschrankung der
Datenspeicherung fiir Anbieter digitaler Dienste auf EU-Ebene empfehlen. Derartige Vorschriften wiirden
Anbieter digitaler Dienste verpflichten, die erhobenen Verbraucherdaten innerhalb einer angemessenen
Frist zu I6schen, sobald diese Daten fiir die Erbringungihrer Dienste nicht mehrerforderlich sind. Wird dies
nicht auf EU-Ebene geregelt, flihrt dies wahrscheinlich dazu, dass die Mitgliedstaaten unterschiedliche
Fristen festlegen, was zu einer weiteren Rechtsunsicherheit auf dem Markt fiir die Erbringung digitaler
Dienste beitragen wiirde. Erlassen die Mitgliedstaaten solche Vorschriften nicht und gelten die
Vertragsklauseln, die eine unbefristete oder unangemessen lange Datenspeicherung vorsehen, als
missbrauchlich, hatte die Nichtigerklarungdieser Klauseln nachteilige Folgen fiir die Verbraucher.

Haftungsausschluss und Urheberrechtsschutz: Die hier vertretenen Auffassungen geben die Meinung des Verfassers wieder und
entsprechen nicht unbedingt dem Standpunkt des Europaischen Parlaments. Nachdruck und Ubersetzung zu nicht-kommerziellen Zwecken
mit Quellenangabe gestattet, sofern das Europaische Parlament vorab unterrichtet und ihm ein Exemplar Gbermittelt wird. © Europaische
Union, 2023.

Externe Verfasser: Prof Marco LOOS, DrJoasia LUZAK

Zustandiger Verwaltungsrat: Giorgio MUSSA Redaktionsassistenz: Christina KATSARA
Kontakt: poldep-citizens@ep.europa.eu

Diese Dokument st im Internet unter folgender Adresse abrufbar: https://www.europarl.europa.eu/committees/de/supporting-analyses/sa-
highlights

Druckversion: ISBN 978-92-846-8010-8 | doi: 10.2861/388 | QA-08-21-085-DE-C
PDF: ISBN 978-92-846-7994-2 | doi: 10.2861/761114 | QA-08-21-085-DE-N


mailto:poldep-citizens@ep.europa.eu
http://www.europarl.europa.eu/committees/de/supporting-analyses-search.html
http://www.europarl.europa.eu/committees/de/supporting-analyses-search.html

	Aktualisierung der Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen im Hinblick auf digitale Dienste 0F
	WICHTIGSTE ERKENNTNISSE
	Haftungsausschluss und Urheberrechtsschutz: Die hier vertretenen Auffassungen geben die Meinung des Verfassers wieder und entsprechen nicht unbedingt dem Standpunkt des Europäischen Parlaments. Nachdruck und Übersetzung zu nicht-kommerziellen Zwecken ...
	Externe Verfasser: Prof Marco LOOS , Dr Joasia LUZAK
	Zuständiger Verwaltungsrat: Giorgio MUSSA Redaktionsassistenz:  Christina KATSARA

